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356 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXVII. GP 

 

Bericht 
des Umweltausschusses 

über die Regierungsvorlage (342 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Umweltförderungsgesetz geändert wird  

Die COVID-19-Krise hat zu tiefgreifenden konjunkturellen Einschnitten in beinahe allen wirtschaftlichen 
Sektoren geführt. Gleichzeitig besteht erheblicher Bedarf an strukturellen Änderungen unseres 
Wirtschaftssystems in Richtung Klimaneutralität. Aus volkswirtschaftlicher Sicht und zur Minimierung 
weiterer budgetärer Belastungen und Risiken ist die Ankurbelung der Konjunktur durch das Ermöglichen 
von klimafreundlichen Investitionen dringend geboten, zumal damit auch Lock-In-Effekte vermieden 
werden können. Gerade Investitionen, die im Rahmen der regulären Umweltförderung im Inland 
(einschließlich der Sanierungsoffensive) gefördert werden, sind durch positive konjunkturelle Effekte 
(Arbeitsplatz, Wertschöpfung usw.) bei gleichzeitiger Vermeidung oder Verminderung von 
Treibhausgasemissionen gekennzeichnet, und können im Rahmen dieser Instrumente budgetschonend 
angereizt werden. Daher sollen im Rahmen des von der Bundesregierung vereinbarten Konjunkturpakets 
umfangreiche Mittel für die Umweltförderung im Inland und die Sanierungsoffensive zur Verfügung 
gestellt werden. 
Verfassungsrechtliche Grundlage für die vorgesehenen Regelungen ist Art. 17 B-VG. 
 
Der Umweltausschuss hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 15. September 
2020 in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich im Anschluss an die Ausführungen der 
Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Astrid Rössler die Abgeordneten Julia Elisabeth Herr, Martina 
Diesner-Wais, Yannick Shetty, Walter Rauch, Ing. Martin Litschauer sowie die Bundesministerin für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie Leonore Gewessler, BA und der 
Ausschussobmann Abgeordneter Lukas Hammer. 
 
Bei der Abstimmung wurde der in der Regierungsvorlage enthaltene Gesetzentwurf einstimmig 
beschlossen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Umweltausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf (342 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 2020 09 15 

 Dr. Astrid Rössler Lukas Hammer 
 Berichterstatterin Obmann 
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